
 

Die Bundesregierung hat für das kom-
mende Jahr eine große Einkommen-
steuerreform mit dem Ziel einer dauer-
haften Entlastung kleiner und mittle-
rer Einkommen angekündigt. Gesamt-
wirtschaftlich ist das problematisch. 
Angesichts der großen Herausforde-
rungen in den öffentlichen Haushalten 
würde eine Steuersenkung das Risiko 
erhöhen, dass die Mittel aus dem Son-
dervermögen für Infrastruktur und Kli-
maneutralität (SVIK) für andere Zwe-
cke als Investitionen genutzt werden. 
Zugleich zeigt die Entwicklung der 
Steuerbelastung der vergangenen 
Jahre, dass keine Notwendigkeit für 
eine Einkommensteuersenkung be-
steht. Als Wachstumsmotor eignen 
sich diese Pläne zudem nicht.  

Die Haushalte der Gebietskörperschaf-
ten stehen aktuell vor enormen Heraus-
forderungen. Die Lücken in den kommu-
nalen Haushalten und teilweise auch in 
denen der Länder sind jetzt schon dra-
matisch. Die verabschiedete Körper-

schaftsteuerreform mit stufenweiser Sen-
kung des Steuersatzes wird die Lage ab 
2028 deutlich verschärfen, wobei die 
Kommunen, die keinen direkten An-
spruch auf das Körperschaftsteuerauf-
kommen haben, über den kommunalen 
Finanzausgleich indirekt betroffen sind. 

Auch der Bund kann sich aktuell keine 
weiteren Steuersenkungen leisten. 
Schon ohne solche Maßnahmen ist eine 
Haushaltslücke von insgesamt rund 
130 Mrd. Euro in den Jahren 2027 bis 
2029 absehbar, um die Schuldengrenzen 
des Grundgesetzes einzuhalten. Hinzu 
kommt, dass durch die Bereichsaus-
nahme für Verteidigungsausgaben ein 
Anstieg der Schuldenquote in Richtung 
100 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
droht, wenn nicht noch weiter konsolidiert 
wird (Paetz et al. 2026). Hier rächt sich, 
dass Haushaltsspielräume für neben-
sächliche Maßnahmen wie eine Umsatz-
steuersenkung auf Speisen in der Gast-
ronomie, die Ausweitung der Mütter-
rente, die Ausweitung der Entfernungs-
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pauschale und die Senkung der Körper-
schaftsteuer geopfert wurden. 
 
Die Haushaltslöcher gefährden dabei 
schon jetzt die Wirksamkeit des Sonder-
vermögens für Infrastruktur und Klima-
schutz. 2025 hatten Bundestag und Bun-
desrat das Grundgesetz geändert und 
über 12 Jahre die Kreditaufnahme über 
500 Mrd. Euro möglich gemacht, die in 
zusätzliche Investitionen und Ausgaben 
für Klimaschutz führen sollten. Derzeit 
zeichnet sich ab, dass bisher nur ein Teil 
dieser Mittel sich tatsächlich in höheren 
Investitionsausgaben des Bundes nie-
dergeschlagen hat (Breuer et al. 2026).  

Bei den Ländern und Kommunen, für die 
kein Zusätzlichkeitskriterium gilt, besteht 
ebenfalls die Gefahr, dass die Zuweisun-
gen aus dem SVIK in nicht-investive Be-
reiche fließen und hier Finanzierungs-
engpässe mildern, statt Investitionen zu 
schaffen. Eine Einkommensteuersen-
kung würde zusätzliche Löcher in die 
Haushalte reißen und diese Tendenz 
verstärken.  

Noch liegen keine Details der geplanten 
Steuerreform vor. Die Entlastung von 
95 % aller Steuerzahlenden um mehrere 
100 Euro jährlich - wie es Finanzminister 
Klingbeil unlängst vorschlug – dürfte je 
nach Ausgestaltung Milliarden an Min-
dereinnahmen verursachen. Aufgrund 
hoher Fallzahlen im unteren und mittle-
ren Einkommensbereich lassen sich Min-
dereinnahmen durch Steuererhöhungen 
am oberen Ende der Einkommensvertei-
lung nur zu einem kleinen Teil wieder 
hereinholen – erst recht, wenn man be-
rücksichtigt, dass die Union einer Anhe-
bung des Spitzensteuersatzes skeptisch 
gegenübersteht und diesen erst bei hö-
heren Einkommen als heute einsetzen 
lassen möchte.  

————————— 
 
1 Über 70 % dieser Maßnahmen kommen dem obersten 
Prozent der Einkommensverteilung zugute (Bach 2025). 

Zu beachten ist auch, dass hohe Einkom-
men überwiegend aus Gewerbetrieb und 
selbständiger Tätigkeit resultieren. Ange-
sichts der bereits verabschiedeten 
schrittweisen Körperschaftsteuersen-
kung ab 20281 und der damit zunehmen-
den Diskrepanz bei den Steuersätzen 
dürften längerfristig die Anreize für Per-
sonengesellschaften zunehmen, die seit 
2021 bestehende Option der Besteue-
rung mit der Körperschaftsteuer in An-
spruch zu nehmen. Das könnte das Auf-
kommen aus einer Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes zusätzlich schmälern. 
Hier sieht man auch, dass es sinnvoll ist, 
das Steuersystem im Ganzen zu be-
trachten. 

Ohnehin muss man sich fragen, ob eine 
Einkommensteuersenkung derzeit wirk-
lich notwendig ist und hilft, das Ziel, 
„kleine und mittlere Einkommen“ zu ent-
lasten zu erreichen. Während es bei der 
Einkommensbesteuerung durch jährliche 
Anpassungen zu einer Entlastung und 
zum Ausgleich der sogenannten kalten 
Progression gekommen ist, haben die 
kräftigen Beitragssatzanhebungen in der 
Kranken- und Pflegeversicherung in der 
jüngsten Vergangenheit unter dem Strich 
zu einer Mehrbelastung geführt. So zah-
len Menschen in der unteren Hälfte der 
Einkommensverteilung deutlich mehr an 
Sozialbeiträgen als an Einkommen-
steuer. Schreibt man die letzten verfüg-
baren Daten aus 2024 fort, so zahlt eine 
alleinstehende Person mit mittlerem Ein-
kommen aktuell fast 1½-mal so viel an 
Sozialbeiträgen wie an Steuern. 

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung von 
Sozialbeiträgen und Einkommensteuer 
(einschließlich Solidaritätszuschlag) in 
Relation zum Bruttoeinkommen eines/r 
Vollzeiterwerbstätigen mit mittlerem 
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Einkommen2. Während die Steuerbelas-
tung im Trend abgenommen hat, zeigt 
sich bei den Sozialbeiträgen eine deutli-
che Aufwärtstendenz. Betrachtet man 
Steuern und Abgaben zusammen, so er-
kennt man einen leichten Anstieg der Be-
lastung in den vergangenen beiden Jah-
ren. In der Summe liegt die Belastung 
aber immer noch nicht höher als in den 
2010er Jahren und spürbar niedriger als 
zwischen Mitte der 1990er Jahre und 
2010. Ein klarer Handlungsbedarf ist hier 
nicht erkennbar – auch, wenn die Steuer-

————————— 
 
2 Da für den Zeitraum von 1991 bis 2026 nur für einen Teil 
der Jahre Daten zum gesamtwirtschaftlichen mittleren (Me-
dian) Bruttovollzeiteinkommen vorliegen, wurde hier als Nä-
herung eine Zeitreihe auf Grundlage des durchschnittlichen 
Bruttostundenlohns berechnet. Unterstellt wurde eine kon-
stante wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden über 52 Wo-
chen im Jahr. Da der Durchschnitt durch hohe Löhne nach 

senkung im Koalitionsvertrag steht und 
nun für 2027 angekündigt wurde. 

Die Hoffnung, mit Steuersenkungen das 
Wirtschaftswachstum anzukurbeln, 
scheint unrealistisch. Zwar können für 
sich genommen Einkommensteuersen-
kungen insbesondere für Haushalte mit 
geringen und mittleren Einkommen den 
Privatkonsum stützen. Allerdings sind die 
gesamtwirtschaftlichen Multiplikatoren 
solcher Steuersenkungen gering und die 
Wirkung verpufft, wenn andere Steuern 
zur Finanzierung erhöht werden, oder 

oben verzerrt ist, wurden zwei Drittel des Durchschnitts zu-
grunde gelegt. Die so ermittelte Reihe basiert zwar nicht auf 
empirischen Daten, auf ihrer Grundlage lässt sich aber gut 
die Wirkung des im jeweiligen Jahr geltenden Rechts abbil-
den. Es gibt keine Verzerrungen durch Struktur- oder Ar-
beitszeitveränderungen. 

Abbildung 1: Entwicklung von Sozialbeiträgen und Einkommensteuer eines/r Vollzeiterwerbstätigen mit mittlerem 
Einkommen, in % des Bruttoeinkommens 

 
 
Quelle: Berechnungen des IMK.  
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verkehrt sich sogar ins Negative, wenn 
sie durch Ausgabenkürzungen gegenfi-
nanziert werden (Gechert 2015, Gechert 
und Rannenberg 2018).3  

Jüngst wurde eine Umsatzsteuererhö-
hung zur Finanzierung einer Senkung 
der Einkommensteuer diskutiert, was ge-
rade den unteren Einkommensbereich 
relativ zum Einkommen stärker belastet. 
Damit würden Einkommensteuerentlas-
tungen bei Haushalten zumindest zum 
Teil wieder zunichte gemacht, während 
Besserverdienende stärker profitieren 
könnten, weil sie einen geringeren Teil 
ihres Einkommens konsumieren und so-
mit relativ zum Einkommen weniger mit 
der Umsatzsteuer belastet werden. Mit 
einer Senkung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes könnte für niedrige Einkom-
men zwar gegengesteuert werden, dies 
kostet aber Aufkommen und beseitigt 
das Grundproblem nicht vollständig. 
Viele Haushalte und besonders Studie-
rende und Menschen im Ruhestand wür-
den durch solch eine Kombination netto 
belastet und dürften ihren Konsum ein-
schränken, nicht ausweiten. In der 
Summe könnte eine Kombination aus 
Einkommensteuersenkung und Mehr-
wertsteuererhöhung so sogar zu einer 
Belastung für den Privatkonsum werden, 
auf dem derzeit Hoffnungen für die Kon-
junkturerholung liegen (Breuer et al. 
2026). 

Die deutsche Wirtschaft hat derzeit vor 
allem das Problem, dass aufgrund mas-
siver geopolitischer Verschiebungen, ei-
ner protektionistischen Handelspolitik der 
USA, aggressiver Industriepolitik aus 
China der Export lahmt und zugleich die 
energieintensive Industrie unter gestie-
genen Rohöl- und Erdgaspreisen leidet 
(Bauermann et al. 2026). Einkommen-
steuersenkungen helfen hier wenig oder 

————————— 
 
3 Für den speziellen Fall von Unternehmenssteuern zeigen 
Gechert und Heimberger (2022) zudem, dass die Wachs-
tumswirkungen einer Steuersenkung uneindeutig sind, und 

sind zumindest eine teure und sehr we-
nig zielgenaue Art, die Wirtschaft in Gang 
zu bringen. Um die Wirtschaft hierzu-
lande wieder in Fahrt zu bringen, sind In-
vestitionen in Infrastruktur und Innovatio-
nen die wirkungsvolleren Instrumente. 
Das bedeutet, dass die Regierung beim 
Sondervermögen für Infrastruktur und 
Klimaneutralität nachschärfen sollte, so-
dass tatsächlich ein möglichst großer Teil 
der Mittel sich auch in zusätzlichen öf-
fentlichen Investitionen niederschlagen. 
Mit größeren Haushaltslöchern würde 
das schwieriger.  

Auch Umschichtungen von wenig pro-
duktiven zu produktiveren Ausgaben 
können Teil eines Maßnahmenpakets 
sein. Mehr Effizienz könnte vor allem im 
Gesundheitswesen und bei den Verteidi-
gungsausgaben helfen. Bei letzteren 
wäre eine Orientierung an Bedarfen und 
Fähigkeiten mit der Vorgabe, die Ziele 
mit dem geringstmöglichen finanziellen 
Aufwand zu erreichen, einem Prozent-
satz in Relation zum BIP überlegen. 

Aber auch dann ist nicht zu verleugnen: 
Mittelfristig führt kein Weg an Steuerer-
höhungen – vor allem zur Finanzierung 
der erhöhten Verteidigungsausgaben – 
vorbei. Diese sollten von allen Mitglie-
dern der Gesellschaft gemäß ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit getragen 
werden, wobei progressive Steuern auf 
hohe Einkommen und Vermögen einen 
erheblichen Teil beisteuern sollten. Eine 
Einkommensteuersenkung jetzt ist ange-
sichts dieser Rahmenbedingungen nicht 
kompatibel mit den Herausforderungen 
Deutschlands.  

  

die Hypothese einer Wirkungslosigkeit nicht abgelehnt wer-
den kann. 
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